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Es war der Erfolg der Sozialisten bei den Europawahlen im Juni 1989, der
Ministerpräsident und Parteichef Gonzalez bewog, die Gunst der Stunde zu
nutzen. Nach "sommerlichen Reflektionen" verkürzte er die Legislaturperiode um
acht Monate und verlegte die Wahlen zum spanischen Parlament, den Cortes,
auf Oktober 1989 vor. Beim Urnengang für Straßburg hatte sich seine PSOE,
die sozialistische Arbeiterpartei Spaniens, überraschend gut behauptet. Es war
den Sozialisten mit 27 von 60 zu vergebenden Sitzen einmal mehr gelungen, die
bürgerlichen Herausforderer zu schlagen. Für die "Alianza Populär" (Volksal-
lianz) hatte sich die Umbenennung in "Partido Populär" (Volkspartei) und die
Nominierung des Christdemokraten Marcelino Oreja, bis Anfang Mai Generalse-
kretär des Europarates, als Spitzenkandidat nicht ausgezahlt. Sie holte nur 15
anstelle der 17 früheren Sitze im EG-Parlament1.

Doch nach den Wahlerfolgen von 1982 und 1986 erreichte Gonzalez 1989 das
Ziel einer neuen "mayoria absoluta" nicht. Spaniens Sozialisten verfehlten sie am
29. Oktober knapp, um eine Stimme. Mit Hilfe eines Abgeordneten der Regio-
nalpartei der Kanarischen Inseln wurde Gonzalez aber wiederum zum Regie-
rungschef gewählt2. Sein übergeordnetes wirtschaftspolitisches Ziel, Abkühlung
der überhitzten Konjunktur mit galoppierender Inflation, überbordendem Han-
delsbilanzdefizit und einer starken Pesete vor allem durch Einschränkung des
privaten Konsums, muß er nun mit anderen Parteien als Partnern verwirklichen3.

Vom Juniorpartner zum vollwertigen Mitglied: Spaniens erste EG-Präsidentschaft

Beim Gipfel von Madrid am Ende der ersten spanischen EG-Präsidentschaft
waren sich die elf Partner Spaniens "in der Anerkennung für die effiziente, stets
um weitestgehenden Konsens bemühte Präsidentschaft"4 einig. Spanien, erst seit
1986 EG-Mitglied, hatte "weniger ein Halbjahr der Sensationen, sondern der
tausend kleinen Schritte"5 hinter sich gebracht. Im Staatssekretariat für die
Beziehungen mit der EG, der Koordinationsstelle der spanischen Europapolitik,
wurden stolz 33 verabschiedete Direktiven gezählt6. Zu den Errungenschaften
gehören die zweite Bankenrechts-Richtlinie mit der Festschreibung der Niederlas-
sungsfreiheit, die Verschärfung der Abgasvorschriften für Kleinwagen und das
Aktionsprogramm zur Erhaltung der Wälder. Von den drei Zielen, die sich die
Spanier aber vor allem gesetzt hatten, das Zusammenwachsen der Währungssy-
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steme, die Steuerharmonisierung und die Verabschiedung einer Sozialcharta,
konnte aber nur bei einem ein Fortschritt erzielt werden: in der Währungspolitik.

Daß sich die Staats- und Regierungschefs in Madrid darauf verständigten, den
Beginn der ersten Phase der Währungsunion auf Juli 1990 zu terminieren,
hatten die Spanier mit einer markanten Geste vorangetrieben: dem Eintritt der
Pesete ins Europäische Währungssystem. Eine Woche vor dem Gipfel entschloß
sich die Regierung, ihre Präsidentschaft mit diesem "exemplarischen Europa-
Bekenntnis abzuschließen. Der stabilen spanischen Währung wurde dabei ein
Sonderstatus ähnlich dem der Lira gewährt: mit einem relativ hoch angesetzten
Mittelkurs und möglichen Kursschwankungen von sechs Prozent8. "Jetzt erst
beginnt die Geschichte der EG"9 - so kommentierte Pedro Solbes, der zuständige
Staatssekretär, den Einstieg in die Währungsunion. Dabei wurde beim Gipfel
noch kein Zeitplan für die Schaffung eines europäischen Zentralbanksystems, die
Aufstellung fester Wechselkurse und die Einführung einer gemeinsamen Wäh-
rung beschlossen. Dieser wirkliche "Beginn der Europäischen Einheit"10, damit
verbunden der Verzicht auf nationalstaatliche Souveränität in einem entscheiden-
den Politikbereich, soll - auch darüber kamen die Staats- und Regierungschefs
immerhin überein - einer außerordentlichen Regierungskonferenz vorbehalten
werden. Die Bereitschaft von Margaret Thatcher, an einer solchen Konferenz
teilzunehmen, wenn das von der Mehrheit der Mitgliedstaaten gewünscht werde,
bezeichnete "El Pais" als den "wirklichen qualitativen Sprung"11, den der Madrider
Gipfel gebracht habe.

"Manchmal scheint es, als ob sie alles auf einmal nachholen wollten, was sie
in den langen Jahren der Franco-Diktatur und der Aussperrung vom europäi-
schen Prozeß versäumt haben", so beurteilte Walter Haubrich die Präsidialmacht
Spanien. Er fügte hinzu: "Aus dem Juniorpartner ist ein vollwertiges Mitglied
geworden"12.

Keine Angst vor Deutschland: Spanien und die deutsche Einigung

Die Spanier haben keine Bedenken gegen den deutschen Einigungsprozeß. Zum
Jahresende veröffentlichte "El Pais" eine Umfrage, bei der sich 54% der Befrag-
ten für die Vereinigung aussprachen, 9% waren dagegen, 37% hatten keine
Meinung. Neben der Perestroika und den Veränderungen in den osteuropäischen
Staaten wurde die Öffnung der Berliner Mauer als wichtigstes Ereignis des Jahres
198913 genannt. Zwei Monate später sah eine weitere Befragung sogar 73% der
Spanier als Befürworter der Vereinigung14.

Vor dem geschichtlichen Hintergrund, Deutsche nie als Kriegsgegner erfahren
zu haben, und angesichts einer engen politischen und wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit zwischen der Bundesrepublik und Spanien in der EG verteidigte Felipe
Gonzalez beim Straßburger Gipfel ausdrücklich die deutschen Interessen mit der
Einschränkung, der deutsche Einigungsprozeß dürfe die europäische Wirtschafts-
und Währungsunion nicht verlangsamen. Den kritischen Zwischenruf der Oppo-
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sition, beim Gipfel sei "zuviel Osten, zuviel Norden und allzuwenig Süden"15

vorgekommen, konterte er mit der Bemerkung, auch Spanien stehe nun vor der
Aufgabe, die neuen Märkte zu erschließen. Bei seiner demonstrativ wohlwollen-
den Haltung blieb Gonzalez auch, nachdem sich die erste Euphorie über den
Fall der Mauer gelegt hatte. Nach dem Sieg der von der Bonner CDU zusam-
mengeführten "Allianz für Deutschland" bei den Wahlen in der DDR traf er als
erster EG-Regierungschef Bundeskanzler Kohl. Bei den deutsch-spanischen
Konsultationen in Konstanz war sich der sozialistische mit dem christdemokrati-
schen Regierungschef einig, daß vom Europäischen Rat in "Dublin ein stärkerer
Impuls zur europäischen Einigung ausgehen müsse als vom Straßburger EG-
Gipfel"16.

Die größte Oppositionspartei, die konservative "Partido Populär", hingegen
betrachtet die Entwicklung in Deutschland mit Sorge. Ihr außenpolitischer
Sprecher befürchtet, allein das politische, wirtschaftliche und demographische
Gewicht Deutschlands werde die Balance in der Europäischen Gemeinschaft und
in Europa gefährden: "Diese Verschiebung muß durch konkrete Maßnahmen
ausgeglichen werden. Die Erweiterung der Befugnisse der Gemeinschaft ist dafür
nicht notwendigerweise der Weg. Ich denke an eine intensivere Zusammenarbeit
der Regierungen, an die Erhöhung der Bedeutung der Ministerräte. Für das
Gleichgewicht in der EG ist jetzt auch wichtig, die Beziehungen zu den USA
institutionell abzusichern"17. Vorsicht beim weiteren Ausbau der Gemeinschaft
aus Mißtrauen gegenüber dem größeren Deutschland - für den Staatssekretär für
die Beziehungen mit der EG Petro Solbes ist das die falsche Konsequenz:
"Erstens verstehe ich, daß es für die Deutschen in diesem Moment nichts Wichti-
geres gibt als das Ziel der Einheit, und zweitens glaube ich, daß Bonn trotzdem
an seinen europäischen Zielen festhält"18. Solbes sieht die deutsche Vereinigung
als enormen Wachstumsimpuls für die ganze Gemeinschaft, jetzt gehe es darum,
schnell zur Wirtschafts- und Währungsunion zu kommen. Der entsprechende
Vertrag einschließlich einer Vereinbarung über ein Zentralbanksystem und eine
gemeinsame Währung solle bis spätestens Ende 1991 ausgehandelt werden, um
dann im Lauf des Jahres 1993 in Kraft treten zu können.

Die Integration Ostdeutschlands in die EG wird im Madrider Außenministeri-
um nicht als klassische Erweiterung der Gemeinschaft verstanden, sondern in
erster Linie als interne Angelegenheit Deutschlands: "Da tritt kein 13. Land der
EG bei. Es geht darum, daß ein Mitgliedsland größer wird. Deshalb wird es auch
keine Beitrittsverhandlungen auf Gemeinschaftsebene geben"19. Trotzdem birgt
der deutsche Einigungsprozeß aus Madrider Perspektive auch Gefahren. Zu-
nächst besteht Sorge um die künftige Entschlossenheit der EG, den Demokrati-
sierungsprozeß in Lateinamerika, aber auch die afrikanischen Mittelmeeranrainer
politisch und wirtschaftlich abzustützen. Politisch heikler aber ist der Impuls für
die regionalistischen Kräfte in Spanien, der von den Ereignissen in Deutschland
und Osteuropa ausgeht. Nur Tage nach dem Fall der Mauer beschloß das
katalanische Parlament in Barcelona in einer Resolution, die Anerkennung der
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spanischen Verfassung bedeute keinen Verzicht auf das Selbstbestimmungsrecht.
Zu einem geeigneten Augenblick werde das Parlament den "Grad der Selbstregie-
rung" erhöhen. Aus dieser Entschließung hat sich ein "auf immer weitere Regio-
nen übergreifendes nationalistisches Buschfeuer entwickelt"20. Das baskische
Regionalparlament erklärte am 18. Februar 1990 das Recht der Basken, selbst
über die eigene Zukunft zu bestimmen.

Extrem nationalistische Kräfte, die für die baskische Eigenstaatlichkeit eintre-
ten, konnten sich jedoch nicht durchsetzen. Die Parlamentsmehrheit beschloß
relativ maßvoll, "die Errichtung unserer eigenen 'nationalen Einheit' . . . kann nur
in Etappen und unter Berücksichtigung des 'historischen Umfelds' erreicht
werden"21. Die Ereignisse in Mitteleuropa ließen in Spanien eine Debatte aufbre-
chen, die, um den Übergang von der Diktatur zur Demokratie nicht zu gefähr-
den, seit Ende des Frankismus nicht geführt worden war. "Das Selbstbestim-
mungsrecht gehört . . . wie auch die Monarchie und die Streitkräfte zu den
großen politischen Tabus, die bisher auf Grund eines stillschweigenden nationa-
len Konsens eingehalten worden sind"22. Mit dem Fall der Mauer ist eines dieser
Tabus in Spanien gebrochen worden.

Die dritte Sorge schließlich bezieht sich auf die wirtschaftlichen Konsequenzen
der Einigung. Schon wird in Madrid darüber spekuliert, ob Spanien jetzt weniger
attraktiv für ausländische Kapitalanleger und der deutsche Geldüberhang in
Zukunft eher nach Osten fließen wird. Zweifel werden laut, ob der politisch und
wirtschaftlich bisher so verläßliche deutsche Partner, mit dem das neue EG-
Mitglied Spanien besonders dicht verknüpft ist, trotz der nationalen Herausforde-
rung an seinem europäischen Ehrgeiz festhält. Der Sprecher des Unternehmer-
verbands CEOE Javier Areitio formuliert zugespitzt: "Für Deutschland werden
die nächsten Monate eine Feuerprobe seiner Entschlossenheit, weiterhin in der
Gemeinschaft eine bestimmende Rolle zu spielen, eine Feuerprobe aber auch für
die Bereitschaft zur Solidarität mit seinen Partnern"23.

Vertiefung vor Erweiterung: Spaniens Reaktion auf den Umbruch im Osten

Den Reformländern Osteuropas dient Spanien als Modell für den Übergang von
einem autoritären Regime zur Demokratie24. Regierungschef Gonzalez, Vizeprä-
sident der Sozialistischen Internationale, spielt auch eine wichtige Rolle bei der
Integration von ehemals kommunistischen Parteien in die "Familie" von Soziali-
sten und Sozialdemokraten. Trotz der Formulierung einer eigenen Ostpolitik ist
in Madrid auch Vorsicht gegenüber allzu hohen Erwartungen erkennbar. Mini-
sterpräsident Gonzalez selbst sagte: "Es könnte sein, daß jetzt vor allem im
Osten ein Gesamteuropa in kurzer Frist für möglich gehalten wird: Das geht
nicht im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft und mit deren politischen
Zielen. Es entstünde ein völlig verändertes Gebilde, das niemand mehr regieren
und verwalten könnte"25. Vertiefung der Gemeinschaft vor Erweiterung, das ist
die spanische Marschlinie mindestens bis zur Vollendung des Binnenmarktes

360 Jahrbuch der Europäischen Integration 1989/90



Spanien

1993. Staatssekretär Solbes spricht sich aber dafür aus, z. B. Polen, der Tsche-
choslowakei oder Ungarn eine Art "privilegierten Wartesaal" anzubieten, Assozia-
tionsverträge von einer neuen Qualität: "Ich halte nichts davon, Fristen zu
nennen, wann es zu einer Mitgliedschaft kommen kann. Noch weiß niemand,
wie lange der wirtschaftliche und politische Übergang in diesen Ländern dauert.
Aber wir können neben dem Kern der Gemeinschaft einen weiteren Ring von
Staaten aufbauen, zu denen wir sehr enge Beziehungen unterhalten"26.

Wirtschaft: der Boom und seine Kehrseiten

Der Wirtschaftsboom blieb Spanien auch im vierten Jahr der EG-Mitgliedschaft
erhalten. Doch die Wirtschaftsdaten spiegeln die Ambivalenz des Aufschwungs:
Die Auslandsinvestitionen steigerten sich nochmals um mehr als 20% auf einen
Betrag von 19 Mrd. Mark, vor allem Banken, Versicherungen und Consulting-
Unternehmen profitierten davon. Bei einem Wachstum der Importe um 20,2%
und der Exporte um 12,2% verschärfte sich aber auch das Handelsbilanzdefizit
dramatisch, die Deckungsrate sank gegenüber 1988 um 4,4% auf 62,2%27. "Das
spanische Zahlungsbilanzdefizit galoppiert . . . , während Devisenreserven und
Tourismuseinnahmen erstmals seit Jahren fallende Tendenz aufweisen. An den
Börsen herrscht . . . eine Investitionsunlust, wie man sie seit den Krisenzeiten der
frühen achtziger Jahre nicht mehr kannte"28. Die Regierung versucht 1990 mit
einem leicht restriktiven Haushalt (Wachstum 4-10,3%) die überhitzte Konjunk-
tur zu dämpfen. Ausgabenkürzungen im Bereich von Infrastruktur bzw. öffentli-
chen Dienstleistungen sind nicht vorgesehen. Bei einer Inflationsrate von 6,9%
(1989) und angesichts ihres gerade im Arbeitermilieu relativ schwachen Wahler-
gebnisses konnte die Regierung auch ihre Zurückhaltung bei Lohnsteigerungen
nicht halten. Im Februar 1990 verständigte sie sich mit den erstmals seit 1983 als
"Aktionseinheit" auftretenden Gewerkschaften UGT (sozialstisch) und CCOO
(kommunistisch) über 8,3% Lohnerhöhung für zwei Millionen Staatsbeamte.

Die Kosten des Wirtschaftsbooms werden vermehrt auch in einem anderen
Bereich deutlich - bei der Umwelt. Spanien, das mit Dänemark um den Sitz der
EG-Umweltagentur konkurriert, wird von der Kommission wegen einer Vielzahl
von nicht erfüllten Umweltauflagen, insbesondere bei der Qualität des Wassers,
wegen gefährlichen Rückständen der Industrieproduktion und unzureichender
Beseitigung von Problemmüll kritisiert. Viele Böden sind mit Nitrat aus Dünge-
mitteln oder dem Mist von Schweinezuchtanstalten verseucht. Spanien erwidert
offiziell, seine vorrangigen Umweltprobleme seien Bodenerosion und "desertifica-
ciön", also das Vorrücken der Wüsten im Mittelmeerraum. Dafür aber stelle die
zu sehr auf die Probleme des Nordens konzentrierte EG-Umweltpolitik zu wenig
Mittel zur Verfügung. Trotzdem: das alltägliche Umweltbewußtsein ist in Spanien
weit weniger ausgeprägt als Wirtschaftswachstum und Konsumgewohnheiten. Da
wirkt es eher hilflos, wenn der zuständige Unterstaatssekretär - ein Umweltmini-
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sterium gibt es nicht in Madrid - sagt, die Errichtung der EG-Umweltagentur in
Spanien würde "dazu beitragen, daß wir unsere Aufgaben besser erfüllen"29.

Ein neues sozialistisches Jahrzehnt?

Innenpolitisch waren die Sozialisten zu Beginn des neuen Jahrzehnts mehr als je
zuvor in ihrer siebenjährigen Regierungszeit in Bedrängnis geraten. Die Zeitun-
gen erfanden das Wort "Waterguerra", in den U-Bahnschächten Madrids konnte
man häufig in Sprühschrift "Corruppsoe" finden - gemeint waren die undurch-
sichtigen Geschäfte eines Bruders von Vizepräsident Alfonso Guerra, der in
einem Interview einmal von sich gesagt hat: "Ich bin der Koch, und Felipe
(Gonzalez) trägt die Teller heraus, um die Speisen zu servieren"30. Der von einer
sensationalistischen Presse genußvoll beschriebene Aufstieg des ambulanten
Bücherverkäufers Juan Guerra zum Villen- und Pferdebesitzer gab Anlaß zu
Spekulationen über Einflußnahme und Bereicherungen durch Familienbande.
Tatsächlich verfügte Juan Guerra als "Assistent" seines Bruders über ein Büro in
der Vertretung der Zentralregierung in Sevilla, dem Wahlkreis des Vizepräsiden-
ten, das "zum Pilgerziel für Leute (wurde), denen Juan Guerra zum eigenen
Vorteil Gefälligkeiten erwiesen haben soll"31. Ein Nachweis, daß Alfonso Guerra,
der mächtige Stellvertreter von Ministerpräsident Gonzalez, tatsächlich Einfluß
auf den Erfolg seines Bruders genommen oder gar persönlich davon profitiert
habe, konnte nicht geführt werden. Trotzdem beschädigte die Affäre nicht nur
das Ansehen von Guerra selbst, sie traf auch in eine Stimmungslage von Miß-
trauen gegenüber einer sozialistischen Partei, die zu Beginn der 80er Jahre die
Wähler nicht zuletzt als moralisch saubere Kraft beeindruckt hatte. "Die Korrup-
tion", befand El Pais mit Bitternis, "bildet einen Teil der wirtschaftlichen Dyna-
mik unseres Systems, vielleicht ist sie sogar eines seiner lebendigsten Teile"32.

Es konnte nicht verwundern, daß die Opposition den "Fall Guerra" zum
Anlaß nahm, den Sozialisten ein "ungehemmtes Besitzstreben und die Korruption
als Methode der Bereicherung" vorzuwerfen. Der neue Vorsitzende der "Partido
Populär", der erst 37jährige Jos6 Maria Aznar, klagte die Regierungspartei an, sie
betrachte "die Macht als ihre Beute"33. Aznar, studierter Jurist und seit 1987
Präsident von Castilla-Leön, konnte im Ansehen der Bürger auch davon profitie-
ren, daß er 1987 eine "skandalumwitterte Sozialistenjunta von der Macht in der
Region Altkastilien (verdrängt hatte). Seine Saubermannparolen setzte er umge-
hend in die Tat um. Die Löhne seines Kabinetts wurden eingefroren, die golde-
nen Visakarten der höheren Kader eingezogen, das kostspielige Projekt eines
eigenen Fernsehkanals auf Eis gelegt. Auch weigerte sich der neue Juntachef,
eine offizielle Residenz zu beziehen, und begnügte sich demonstrativ mit einer
bescheidenen Wohnung"34.

Als eine von Tag zu Tag professionalisiertere "Nomenklatura ä la espanola",
die die Zeit vergehen lasse, statt die Probleme zu lösen, beschreibt "El Paus" die
politische Klasse Spaniens zu Beginn des neuen Jahrzehnts. Für Felipe Gonzalez
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gehe es jetzt darum, zu einem anderen politischen Stil zu finden und den Dialog
mit den Bürgern zu wagen, wenn er die Vertrauenskrise überwinden wolle. Fast
klingt es wie eine Drohung an die Adresse der Sozialisten: "Das Jahrzehnt, vor
dem wir jetzt stehen, die 90er Jahre, werden uns viele und überraschende Ergeb-
nisse bringen"35.

Anmerkungen

1 Auch das christlich-demokratische Zentrum
CDS schnitt mit einem Verlust von zwei
Sitzen enttäuschend ab. Beobachter führten
das Ergebnis auf die Annäherung an die
"Volkspartei" zurück: Diese sei Vielerorts als
Rechtsruck interpretiert worden und hat
zweifellos viele potentielle Wähler irritiert"
(NZZ, 19. 6. 1989).

2 Die endgültige Zusammensetzung des neuen
spanischen Parlaments stand erst fünf Mona-
te nach den Wahlen fest. Nach Unregel-
mäßigkeiten beim Wahlgang mußten in der
Exklave Melilla im März 1990 Nachwahlen
stattfinden. Die konservative Partido Populär
errang das einzige zu vergebende Mandat,
das zuvor von den Sozialisten gewonnen
worden war. In den Cortes verfügt die PSOE
damit nur über 175 Abgeordnete, genau die
Hälfte der 350 Sitze. Die Konservativen er-
rangen 107 Sitze, zwei mehr als 1986. Die
"Vereinigte Linke" verbesserte sich um zehn
auf 17 Sitze. Die bürgerliche Partei Katalo-
niens CIU behielt ihre 18 Mandate, die bas-
kische PNV verlor einen ihrer zuvor sechs
Abgeordneten. Auch das demokratisch-sozia-
le Zentrum des früheren Premiers Süarez
verlor mit jetzt 14 Abgeordneten fünf Parla-
mentarier. Zusätzlich kompliziert wurde die
Lage durch die vier Mandate, die die radika-
le baskische Nationalistenpartei HB errang.
Wegen ihrer Unterstützung der ETA wurde
ihr vom Parlamentspräsidenten das Recht
verweigert, ihre Parlamentssitze wahrzuneh-
men.

3 Vor den Wahlen hatte Gonzalez gesagt: "Bei
uns wird mehr konsumiert als produziert.
Die Wirtschaft wächst um fünf Prozent, der
private und öffentliche Konsum zwischen
acht und zehn. Das kann nicht so bleiben,
und das muß den Wählern gesagt werden",
zitiert nach: dpa v. 1. 9. 1990.

4 Handelsblatt v. 30. 6. 1989.
5 Ebd.

6 Zum Abschluß der Präsidentschaft hat das
spanische Außenministerium eine Broschüre
vorgelegt: Ministerio de Asuntos Exteriores,
Informe sobre la presidencia espanola de la
Comunidad Europea, Madrid 1989.

7 NZZ, 20. 6. 1989.
8 Die Pesete wurde mit einem Kurs von 65 : 1

zur D-Mark positioniert, zu den Reaktionen
auf die Entscheidung s. auch: Handelsblatt v.
20. 6. 1989. Vgl. auch Rahmsdorf, Detlev W.:
Währungspolitik, in diesem Band.

9 Ya v. 3. 7. 1989.
10 Pedro Solbes, zitiert nach: Cinco Dias v.

3. 7. 1989.
11 El Pais v. 28. 6. 1989.
12 Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 1.7. 1989.
13 Vgl. dpa v. 24. 12. 1990.
14 Vgl. Die Welt v. 22. 2. 1990.
15 Oppositionsführer Aznar, zitiert nach: Süd-

deutsche Zeitung v. 22. 12. 1990.
16 Dpa v. 21. 3. 1990.
17 Miguel Herrero del Minon im Gespräch mit

dem Autor am 4. 4. 1990 in Madrid. In ei-
nem Essay hat der außenpolitische Experte
seine Position folgendermaßen beschrieben:
"Welche andere Dimension können Briten,
Spanier und sogar Franzosen suchen, um
Hegemonialansprüche in Kontinentaleuropa
auszugleichen, wenn nicht die atlantische?
Ich beziehe mich nicht auf die sowjetische
militärische Überlegenheit . . ., sondern auf
die deutsche Hegemonie in wirtschaftlicher
und sozialer Hinsicht", in: Europa vs. CEE,
Nueva Revista, Nr. 1, S. 29, Madrid 1990.

18 Pedro Solbes im Gespräch mit dem Autor
am 4. 4. 1990 in Madrid.

19 Der Generaldirektor für Europapolitik im
spanischen Außenministerium Fermin Zelada
im Gespräch mit dem Autor am 3. 4. 1990 in
Madrid. Die Zahl der Abgeordneten im EP
wird im Blick auf die nächsten Europawah-
len ohnehin durch ein neues Europawahl-
recht neu bestimmt werden.
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20 NZZ v. 14. 2. 1990. Zur Rolle Kataloniens in
Spanien s. auch: Katalonien-Nation ohne
Staat, Neugestaltung der Beziehungen zu
Spanien, in: NZZ v. 31. 8. 1989; "Einer muß
für Spanien die Lokomotive sein", Präsident
Pujol: Für uns ist Europa 92 eine Chance,
in: FAZ v. 7. 8. 1989.

21 NZZv. 21.2. 1990.
22 NZZ v. 14. 2. 1990.
23 Gespräch mit dem Autor am 4. April 1990

in Madrid.
24 Das wurde deutlich beim Besuch der spani-

schen Könige in Polen und bei den Gesprä-
chen von Ministerpräsident Gonzalez mit der
ungarischen Führung. Zum Thema "Spanien
als Vorbild" s.: Mauersberger, Volker: Das
sanfte Harakiri, Ein Modell für die Reformer
im Osten, Wie Spanien den gefahrvollen
Übergang von vierzigjähriger Diktatur zur
Demokratie bewältigte, in: Die Zeit v.
22. 12. 1989.

25 Im Gespräch mit Walter Haubrich, in: FAZ
v. 16. 3. 1989.

26 Solbes im schon zitierten Gespräch mit dem

Autor.
27 Vgl. Handelsblatt v. 26. 2. 1990, und NZZ v.

3.3. 1990. Wichtigster Handelspartner, bei
dem 88,7% der Importe von Exporten ge-
deckt waren, blieb Frankreich. Die Bundesre-
publik Deutschland lag an zweiter Stelle,
allerdings waren nur 45,9% der spanischen
Importe durch Exporte gedeckt.

28 Gschwind, a. a. O.
29 Schröder, Manfred F.: Das Schmuddelkind

auf dem Weg zum Musterknaben, in: Süd-
deutsche Zeitung v. 24. 2. 1990.

30 In einem Gespräch mit dem italienischen
"Messagero", zitiert nach: Die Zeit v.
16. 3. 1990.

31 Dpa v. 23. 03. 1990.
32 Aumente, Jose, Valoraciön critico-politica de

1989, in: Anuario El Pais 1990, S. 55, Ma-
drid 1990.

33 Süddeutsche Zeitung v. 2. 4. 1990.
34 Gschwind, Alexander: Der Delphin des Fraga

Iribarne, in: Die Weltwoche v. 28. 9. 1989.
35 Aumente, s. a. a. O.

Weiterführende Literatur

Alvarez-Cascos, F.: Europa, asignatura pendien-
te. Gijön 1989.

Beneyto, Jos Maria: Europa 1992. El acta ünica
europea, mercado interior y cooperaciön
politica europea. Madrid 1989.

Hagemeyer, Bernhard: Espana, Balance 1988
1989. Madrid 1989.

Jordan Galdurf, Josep M.: Espana frente a los

terceres paises mediteräneos. Valencia 1989.
Märquez-Reviriego, Victor: El desembarco anda-

luz. Barcelona 1989.
Preston, Paul: Spanien - der Kampf um die De-

mokratie. Rheda-Wiedenbrück 1987.
Tamames, Ramön (Hrsg.): Anuario El Pais.

Madrid 1990.

364 Jahrbuch der Europäischen Integration 1989/90


